
hildesheim. Oberbürgermeister Ingo
Meyer erwägt offenbar eine Kehrtwen-
de in der städtischen Siedlungs-Politik.
Es könne nicht sein, dass es in Hildes-
heim wie jüngst geschehen über Monate
keine Flächen für Einfamilienhäuser
gebe, sagte der OB dieser Zeitung. „Wir
brauchen zu jeder Zeit ein nachfragege-
rechtes Angebot – vom freistehenden
Einfamilienhaus bis zur Mietwohnung.“

Das lässt den Schluss zu, dass Meyer
vom Kurs der „Innenentwicklung“ ab-
oder diesen zumindest aufweichen will.
Der Begriff steht für die Idee, auf Bauge-
biete am Stadtrand zu verzichten und
statt dessen die Innenstadt stärker zum
Wohnen zu nutzen – unter anderem, um
zusätzlichen Verkehr und die nötige In-
frastruktur zu vermeiden.

Der Rat hat sich diese Ziele im Jahr
2007 im Stadtentwicklungskonzept auf
die Fahnen geschrieben und im Flächen-
nutzungsplan (F-Plan) zwei Jahre später
manifestiert. Das Papier weist nur weni-
ge neue Siedlungen am Rande Hildes-
heims aus, es richtet den Fokus dagegen
auf die Umnutzung von Flächen wie der
Mackensen-Kaserne und Baulücken.

Im Rat nun machte sich der OB am
Montag dafür stark, dass die Stadt ne-
ben Gewerbeflächen stets auch Bauland
für verschiedenste Wohnformen anbie-
ten müsse. „Wir können es uns nicht
weiter erlauben, allzu zögerlich zu sein“,
mahnte Meyer. Unternehmen wie Men-
schen entschieden sich zu einem be-
stimmten Zeitpunkt dafür oder dagegen,
nach Hildesheim zu kommen. Könne die
Stadt dann nichts vorweisen, entgingen
ihr zusätzliche Unternehmen und Ein-
wohner – und damit Steuereinnahmen.
Auf die sei Hildesheim aber stark ange-
wiesen.

Auf Nachfrage erklärte der OB seinen
Vorstoß mit den Erfahrungen der jüngs-
ten Vergangenheit. Die Stadt habe Inte-
ressenten über Monate keine Einfamili-
enhäuser anbieten können. „Dadurch
haben wir viele Bürger verloren“, ärgert
sich Meyer.

Erst jetzt habe sich die Lage durch
den Kleegarten in Achtum gebessert.
Demnächst kämen der Rosenhang an
der Goslarschen Landstraße und das
Nordfeld in Sorsum dazu. Und er habe
mit seinem Hinweis auch das Projekt an
der Dethmarstraße in Neuhof gemeint,
sagte der OB. Er hatte jüngst bei dem
umstrittenen Vorhaben zwischen dem
Investor und Ortspolitikern vermittelt.

Wo Meyer darüber hinaus noch Po-
tenzial sieht, ließ er offen. Will er aber
die Vorgabe der Innenentwicklung wirk-

lich lockern, dürfte über kurz oder lang
auch der Wasserkamp in Itzum wieder
als Baugebiet ins Gespräch kommen.

Von dieser Idee hatte sich der Rat
2009 verabschiedet: Im F-Plan ist das
Areal südlich des Südfriedhofs seither
nicht mehr als Bauland ausgewiesen,
sondern als Fläche für die Landwirt-
schaft und den Sport. Denn eigentlich
wollte die Stadt hier mehrere Vereine
aus dem Hildesheimer Süden zusam-
menziehen, darunter die Nutzer der
Sportanlage auf der Marienburger Höhe.
Dort sieht der Plan 285 Wohnungen vor.

Das setzt allerdings den Umzug der
Vereine voraus – und die Stadt hat deren
Pachtverträge jüngst verlängert. Damit
ist die angedachte Sportanlage auf dem
Wasserkamp hinfällig, ein Baugebiet
dort wieder möglich – falls es dafür eine
politische Mehrheit geben sollte. SPD,
Grüne und Piraten, die im Rat den Ton
angeben, dürften aber kaum dafür sein.

Er habe sich noch nicht konkret mit
dem Wasserkamp beschäftigt, wiegelt
der Oberbürgermeister ab. Meyer weiß
wohl um die heftigen Debatten, die es
in der Vergangenheit um das attraktive

Gelände gab. Und so könnte er sich
auch nur aus taktischen Gründen bei
dem Thema zurückhalten, um es nicht
gleich wieder beerdigen zu müssen. Ein

gutes Argument hat der OB – neben
dem Wunsch nach einem steten Bau-
landangebot – auf jeden Fall in der
Hinterhand: Die Stadt soll vor ihrer

Kehrtwende in Sachen Siedlungspolitik
bereits einen Teil des Wasserkamps ge-
kauft haben. Zu Bauerwartungsland-
Preisen.

von rainer breda
Schockfrost

Ganz pfiffige Chefs könnten
ja ihre Mitarbeiterinnen
einfrieren. Das hat den
Vorteil, dass die Eizellen

gleich dabei sind. Man könnte sie auch
über Ebay versteigern. Gut, vielleicht
nicht ganz legal. Aber Apple und
Facebook legen jetzt vor. Wer dort ein
Baby will, soll warten, bis man/frau an
der Reihe ist. Also Eizellen abgeben und
ab in den Froster. Für später. Damit
können Frauen ihren Arbeitsplatz
behalten. Die Firma zahlt beides. Den
Job und die Stromkosten für das Ei. Zur
Entlassung gibt es dann den Gefrier-
beutel mit nach Hause. Soziales
Netzwerk nennt man das wohl. Ich kann
mir gut vorstellen, dass der eine oder
andere die Idee überzeugend findet,
nicht nur Teile seines Partners, sondern
ihn oder sie gleich komplett kalt zu
stellen. Also einzufrieren. An sich eine
uralte Idee. Man spart sich auch die
hohen Scheidungskosten. Strom ist ja
schließlich immer noch bezahlbar. Und
wer weiß, vielleicht will man seinen
Partner auch für später aufheben, wenn
man selber in die Jahre
gekommen ist und echt
jemanden braucht ...

Oben Links
von
norbert mierzowsky

ist bei dieser
Hochzeitsfei-
er wohl etwas
vertauscht wor-
den.
Foto: Peisker

Zu Guter LetZt

sOnne und MOnd

Aufgang: 7.48 Uhr
Untergang: 18.22 Uhr

Aufgang: 0.55 Uhr
Untergang: 15.38 Uhr

hildesheim. Betreiber Hans Grashoff
kündigt an: In sechs Wochen soll es im
Knochenhaueramtshaus losgehen, geplan-
ter Eröffnungstermin ist der 1. Dezember.
Das Bier soll von einer vollautomatischen
Schankanlage kommen – der zweiten ihrer
Art in Deutschland.
WAshiNGTON. Präsident George Bush
kündigt an, dass die Vereinigten Staaten
im Jahr 1990 damit beginnen wollen, che-
mische Waffen aus Deutschland abzuzie-
hen. Seine Militärs haben Bedenken.

VOr 25 Jahren

–––––– Werte für den landkreis hildesheim ––––––

das Wetter

Temperatur max. (°C)
Temperatur min. (°C)
Niederschlag (mm)
Luftfeuchte (relativ)

gestern
+ 14,9
+ 7,9
1,4

92 %

heute
+ 16,0
+ 11,0
2,5

83 %

morgen
+ 19,0
+ 13,0

2,1
77 %

–––––– Werte für den landkreis hildesheim ––––––

Ursprünglich wollte die Stadt Teile der Bezirkssportanlage bebauen. Doch das dürfte vom Tisch sein – kommt nun der Wasserkamp (unten links) wieder ins Rennen? Foto: Bodensiek

Neues Bauland in Sicht
Oberbürgermeister hält „nachfragegerechtes Angebot“ für nötig / Signal für einen Kurswechsel zu neuen Gebieten am Stadtrand?

Keinen Cent zusätzlich von der Stadt für das Museum

hildesheim. Finanzdezernentin Antje
Kuhne hat Forderungen, die Stadt solle
dem Roemer- und Pelizaeus-Museum
(RPM) einen höheren Zuschuss zahlen,
eine Absage erteilt. „Das wird nicht
funktionieren“, betonte Kuhne im Fi-
nanzausschuss. RPM-Chefin Regine
Schulz reagierte auf Anfrage gefasst. Sie
sei froh, dass die Stadt nicht kürzen wol-
le: „Das Museum ist schon zu weit he-
runter gespart worden.“ Langfristig müs-
se sich die Lage aber unbedingt ändern.
„In zwei, drei Jahren sollte es wenigs-
tens einen Inflationsausgleich geben“,
sagte Schulz dieser Zeitung.

Den Anstoß zu der Debatte im Finanz-

ausschuss hatte eine Andeutung Kuhnes
am Montag im Rat geliefert. Dort hatte
die Kämmerin erklärt, größere Budgets

für freiwillige Einrichtungen seien ange-
sichts der Haushaltslage undenkbar,
„diese Diskussionen gehen in die völlig
falsche Richtung“.

Welche Einrichtung gemeint sei, er-
kundigte sich der Grünen-Politiker Vol-
ker Spieth nun – und erhielt als Antwort
das RPM. Es gebe ja Wünsche, dem Mu-
seum mehr Geld zu geben, sagte Kuhne
mit Blick auf das CDU-Symposium
jüngst. Die Stadt könne diese Bitte nicht
erfüllen. „Dazu brauchen wir Partner.“

Für RMP-Chefin Schulz kam die
Nachricht nicht überraschend: Sie wisse
ja, dass die Stadt kein Geld habe. Umso
mehr freue sie das Bekenntnis des Ober-
bürgermeisters im Rat, ihrem Haus zu-
mindest weitere Kürzungen zu ersparen.

Die Stadt zahlt der Museums-GmbH
im Jahr 1,2 Millionen Euro. „Wir haben
seit 2001 so viel sparen müssen, dass der
Zuschuss heute faktisch nur noch die
Hälfe jenes Betrages wert ist, den wir
damals bekommen haben“, berichtet
Schulz. Sie hatte der Stadt vor Kurzem
vorgerechnet, dass das RPM eigentlich
400 000 Euro mehr erhalten müsste.
„Dann hätten wir einen gesunden Haus-
halt und nicht ständig Probleme.“

Die jetzige Durststrecke betrachte sie
als „Übergangsphase“, die aus den ei-
genen Schwierigkeiten der Stadt resul-
tiere, erklärte die RPM-Chefin. Wie lan-
ge die währe, könne sie nicht abschät-
zen. Doch auf Sicht müssten Politik, Ver-
waltung und vielleicht das Land eine

andere Lösung finden: „Sonst wird es
nicht mehr gehen.“ Immerhin bekommt
das RPM nun wieder regelmäßig Miete
vom Restaurant Nil: Dessen Betreiberge-
sellschaft war die Zahlungen vor dem
derzeitigen Insolvenzverfahren manch-
mal schuldig geblieben. Der Insolvenz-
verwalter zahlt nun wie vereinbart.

Empfänger freiwilliger Leistungen
der Stadt müssen ab 2016 Kürzungen
befürchten, stellte Kuhne im Ausschuss
klar. Dann drohe die Stadt, die im Ent-
schuldungsvertrag vorgeschriebene
Obergrenze von elf Millionen Euro für
diesen Bereich zu überschreiten – was
am Zuschussvertrag für das TfN liege.
Dieser weise dynamische Steigerungen
aus. „Damit steuern wir in Probleme.“

Kämmerin weist Wünsche nach höherem Zuschuss zurück / Wieder regelmäßig Miete fürs Nil

von rainer breda

„So geht es nicht weiter.“ Langfristig
braucht das RPM mehr Geld. Foto: Bodensiek

Zukunft ungewiss: Lange Gesichter vor dem Arbeitsamt

hildesheim. 23 Männer und eine Frau
stehen vor der Arbeitsagentur in Hil-
desheim und ziehen lange Gesichter.
Die jungen Leuten sind allesamt Aus-
zubildende der Robert Bosch GmbH –
und sie stehen vor einer unsicheren Zu-
kunft. Ihr Arbeitgeber hat angekündigt,
innerhalb der nächsten vier Jahre 400
Arbeitsplätze abbauen zu wollen. Da-
bei will das Unternehmen eigenen An-
gaben zufolge ohne Kündigungen aus-
kommen – was aber die bisher übliche
einjährige Weiterbeschäftigung von
Auszubildenden betreffen könnte.

Also ziehen die jungen Leute, die
ihre Ausbildung zum Januar 2015 be-
endet haben werden, gestern geschlos-
sen zur Arbeitsagentur. Eigentlich soll
dies lediglich ein symbolischer Akt sein:

Sie wollen sich öffentlichkeitswirksam
arbeitsuchend melden. Doch als die Be-
hörde von der Aktion erfährt, lädt sie
die zwei Dutzend Auszubildenden ganz
offiziell ein. „Man rief uns an und frag-
te, ob wir einen gemeinsamen Termin
haben wollen“, sagt Jugendvertreter
Fabian Rehbein. Zusammen mit den
anderen 24 Auszubildenden marschiert
er um 16.15 Uhr die Treppen der Agen-
tur empor.

Bisher hatte Bosch alle Auszubilden-
den nach dem Abschluss für ein Jahr
weiterbeschäftigt. So steht es auch im
Arbeitsvertrag. „Aber Bosch schiebt
jetzt betriebliche Gründe vor, um das
zu umgehen“, sagt Stephan Hormann,
Jugendsekretär der Gewerkschaft IG
Metall. Möglicherweise gebe es gute
Erklärungen. Eine Übernahme sei
schließlich immer an wirtschaftliche

Gründe gekoppelt. „Und wo es keine
Arbeit gibt, kann man auch niemanden
übernehmen“, sagt Hormann. „Aber
wenn einer der größten Arbeitgeber der
Region es nicht schafft, dies im Fall der
Auszubildenden auszugleichen, ist das
ein dickes Brett für die gesamte Regi-
on.“

Aktuell betroffen sind insgesamt 24
Industriemechaniker und Elektroniker,
die zum Januar 2015 ihre dreieinhalb-
jährige Ausbildung beenden wollen.
Allerdings zeigen die jungen Leute ges-
tern auch Gesicht für alle anderen
Bosch-Auszubildenden, die es künftig
treffen könnte. „Unser Ziel ist es, die
zwölf Monate zu bekommen“, sagt Se-
bastian Hempel, Vorsitzender der Ju-
gendvertretung. „Und das nicht nur für
uns, sondern auch die kommenden
Jahrgänge.“

Auszubildende der Robert Bosch GmbH melden sich vorsorglich arbeitsuchend / „Unser Ziel sind zwölf Monate Weiterbeschäftigung“
von Christian harborth
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FdP spricht über
NsA-daten-skandal
hildesheim. Der FDP-Stadtverband lädt
für Mittwoch, 22. Oktober, zu einer Infor-
mationsveranstaltung zum Thema „NSA-
Daten-Skandal – Ist unsere Freiheit be-
droht?“ ein. Referent ist Jörg Bode, stell-
vertretender FDP-Fraktionsvorsitzender
und stellvertretender Vorsitzender der Da-
tenschutzkommission im Landtag. Bode
war bis Februar 2013 Niedersächsischer
Minister für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr.
Die Veranstaltung beginnt um 19 Uhr in der
Wallstraße 20. wil
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HildesHeim Bosch in Hildesheim – die
Redaktion hat eine Chronik
zusammengestellt:

www.hildesheimer-allgemeine.de/bosch

Die sparkasse stehe zu „100 Prozent“
hinter der Haltung des Oberbürgermeis-
ters, sagt Vorstand michael senft: „Wir
brauchen dringend Angebote für Bauwil-
lige.“ Und das nicht nur in Achtum, son-
dern auch am Rande der Hildesheimer
Kernstadt. Die zuständige Sparkassen-
Tochterfirma habe allein im Sarstedter
Sonnenkamp in den vergangenen zwölf
Monaten 78 Grundstücke für Einfamilien-,
Doppel- und Reihenhäuser verkauft. „Das
zeigt, wie groß die Nachfrage ist. Und
Hildesheim ist nicht weniger attraktiv.“
Dass die Stadt grundsätzlich auf eine
Verdichtung des Zentrums setzt, geht für
Senft in Ordnung. Doch das sei eine lang-
fristige Aufgabe. „Innenentwicklung hilft,
wenn man ein Haus bauen will.“ Aber
eben nicht, wenn es Nachfragen für meh-

rere Bauplätze gebe. Zwar hält Senft die
Zeit der großen Siedlungen wie der Ho-
hen Rode und des Sonnenkamps für vor-
bei, „vielleicht brauchen wir nur 50 Bau-
plätze“. Wo genau, das müsse man ideo-
logiefrei betrachten, fordert der Experte:
„Wir müssen gucken, wo was geht, aber
nicht von vornherein erklären, warum et-
was nicht geht.“ Dabei gelte es natür-
lich, die Interessen der Stadtentwicklung
und der Natur unter einen Hut zu brin-
gen. „Aber damit das klappt, muss man
das wollen.“ Die Sparkasse stehe sowohl
als Projektentwickler als auch als Investor
zur Verfügung, versichert der Vorstand.
Bei mieterverein-Geschäftsführer Vol-
ker spieth sind die Wünsche nach Ein-
familienhäusern ebenfalls angekommen:
„Das ist objektiv ein Problem.“ Es gebe

eine massive Nachfrage. Bevor die Stadt
aber mit neuen Plänen reagiere, soll-
te sie vorhandene Möglichkeiten nutzen,
meint Spieth. So müsse in den Siedlun-
gen aus den 1960er Jahren der Generati-
onswechsel von den Eltern auf die Kinder
gelingen: „Wenn in diesen Gegenden et-
was leersteht, wäre es unsinnig, zusätz-
liche Baugebiete auszuweisen.“ Im übri-
gen bereite die Stadt die Entwicklung der
Goldenen Perle vor. Nötig sei zudem so-
zialer Wohnungsbau, zum Beispiel in der
Mackensen-Kaserne. Eine Abkehr von der
Innenentwicklung kommt für Spieth, der
für die Grünen im Rat sitzt, nicht in Frage
– schon gar nicht am Wasserkamp oder
in der Schwarze Riede in Neuhof. Das
aber dürften genau die Gebiete sein, die
in den Fokus geraten werden. br

sparkasse steht hinter dem Kurs der Oberbürgermeisters

Die 24 jungen Bosch-Auszubildenden vor der Arbeitsagentur. Foto: Gossmann
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Praktische Tipps
bei sehbehinderung
hildesheim.Wenn das Sehen immer
schwerer fällt oder sogar Blindheit das Le-
ben belastet, dann kommen Fragen nach
Hilfe auf. Aber auch sozialrechtliche Fra-
gestellungen können relevant werden. Der
Blinden- und Sehbehindertenverband Nie-
dersachsen bietet sehbehinderten und
blinden Menschen und ihren Angehörigen
jeden vierten Donnerstag im Monat von 10
Uhr bis 12 Uhr Hilfe an. Nächster Termin ist
Donnerstag, 23. Oktober. Die Beratung fin-
det im „Treffpunkt am Domhof“ statt. Die
Anmeldung ist unbedingt erforderlich un-
ter 05 11/51 04 21 9 beim Regionalverein.


